
von Sonja Grusch, SLP Wien

Die Bilanz der letzten Jahre
ist alles andere als gut. Die Ar-
beitslosigkeit steigt, auch wenn
die Regierung die Zahlen ver-
biegt. Tatsache ist, dass im Mai
62.626 Arbeitslose in Schulun-
gen versteckt wurden. Das war
ein Zuwachs von 21,4 %, der
dann auch prompt dazu führ-
te, dass offiziell im Mai weniger
Menschen arbeitslos waren,
weil ja in Schulung. An der
echten Arbeitslosigkeit hat die-
se kosmetische Maßnahme
aber nichts geändert. Denn
Tatsache bleibt auch, dass
60.000 Jugendliche im Alter
von 15 bis 25 Jahren von Ar-
beitslosigkeit betroffen sind
(das sind 10,4 %). Gleichzeitig
werden die Drohungen gegen
“Ausländer” im Wahlkampf
immer schlimmer.

Nur die Krawatte 
hat eine andere Farbe

Es ist kein Zufall, dass Politi-
kerInnen oft das Offensichtli-
che ignorieren. Nämlich dass
es nicht zuviel AusländerIn-
nen, sondern zuwenig Jobs für
die vielen Arbeitslosen gibt.
Und das die angebotenen Bet-
tellöhne oft zum Leben zuwe-
nig sind. Würden diese Politi-
kerInnen das nämlich zuge-
ben, dann müssten sie auch zu-
geben, dass das System, in dem
wir leben, diese Probleme er-
zeugt. Doch im Gegensatz zu
einem wachsenden Teil der Be-
völkerung sind SIE für Kür-
zungen und Sozialabbau. Das
gilt grundsätzlich für die Ver-
treterInnen aller Parlaments-
parteien. Unterschiede gibt es
v.a. in der Farbe ihrer Krawat-
ten. Keine der Parlamentspar-
teien ist gegen Privatisierung
(die stets Jobabbau mit sich
bringt). ÖVP und BZÖ betrei-
ben sie gerade aktiv, die FPÖ ist
für “echte Privatisierung”, die
SPÖ führt sie in Wien unter
dem Deckmäntelchen “Aus-
gliederung” im gesamten Sozi-
albereich durch und auch die
Grünen haben damit – wie bei

der Post – kein prinzipielles
Problem. Natürlich sagt nie-
mand offen, er sei für Sozialab-
bau, aber alle sind für “Budget-
konsolidierung”, für “Eigen-
verantwortung der BürgerIn-
nen”. Auch die Grünen “erken-
nen an, dass der Markt das ef-
fizienteste bisher bekannte
Steuerungsinstrument für
wirtschaftliche Aktivitäten ist”.
Marktwirtschaft bedeutet Ka-
pitalismus und das bedeutet,
dass die Profite der Unterneh-
men auf Kosten von Mensch
und Umwelt gesichert werden .
Da hilft kein Schönreden – das
ist Kapitalismus.

Wenn es der Wirtschaft
gut geht …  steigt die 

Arbeitslosigkeit!

Die VertreterInnen der eta-
blierten Parteien folgen letzt-
lich derselben Logik. “Wir
müssen die österreichische
Wirtschaft stärken – dafür
müssen die Beschäftigten billig
arbeiten, damit wir konkur-
renzfähig bleiben/werden.” Ei-
ne Logik, die aber nicht
stimmt. Wenn es der Wirt-
schaft gut geht, geht es uns

nämlich NICHT allen gut,
sondern nur wenigen. Zwi-
schen 1997 und 2005 sind die
Gewinne doppelt so stark ge-
stiegen wie die Löhne und Ge-
hälter. Doch es werden keine
Jobs geschaffen, sondern be-
stehende vernichtet, bzw. be-
stenfalls durch schlechter be-
zahlte ersetzt. Die Folgen: Ar-
beitslosigkeit und vor allem
Armut steigen – über eine Mil-
lion Menschen sind in Öster-
reich davon betroffen. Auf der
Suche nach Schuldigen sind
sich die etablierten Parteien
nun ebenfalls einig – selbst
wenn sich der Tonfall unter-
scheidet: “Die Ausländer”.

“Ausländer” sind 
die falsche Adresse …

Doch nicht nur bei FPÖ und
BZÖ findet ein Duell um den
geschmacklosesten Rassismus
statt. Auch die ÖVP versucht
den ihren durch “Studien” zu
untermauern (auch wenn die-
se falsch und unwissenschaft-
lich sind). SPÖ und Grüne ge-
ben demgegenüber die
“menschlichere” Form der
“Ausländer-Halt”-Politik zum

Besten: “Zuwanderung ist kein
Recht, sondern ein Privileg.
Die Zuwanderung nach Öster-
reich muss zukünftig auf
Grundlage der österreichi-
schen Interessen definiert wer-
den” schreibt die SPÖ. Als
österreichische Interessen sind
wohl die der österreichischen
Unternehmen zu verstehen.
Eine Logik die auch das Grüne
Punkte-System beinhaltet. Am
Besten schon im Internet sol-
len so möglich MigrantInnen
austesten können, ob sie der
Wirtschaft ausreichend von
Nutzen sein werden. Für alle
Anderen soll es ebenfalls hei-
ßen: (Grüne) Grenzen dicht.
(Mehr dazu auf S. 4 und 5)

SIE haben keine Lösungen –
SLP steht für Alternative

PolitikerInnen sind nicht un-
bedingt dumm – aber sie ver-
treten nicht unsere Interessen.
Sie können Probleme wie Ar-
beitslosigkeit, Armut, Umwelt-
zerstörung oder Krieg nicht lö-
sen. Das liegt nicht an ihnen –
diese Probleme sind im Rah-
men des Kapitalismus auch gar
nicht lösbar. Es gibt nur ver-

schiedene Konzepte, wie diese
Probleme gemildert werden
können (die aber letztlich alle
nicht funktionieren).

Deswegen ist es höchste Zeit,
wirklich andere Lösungen zu
diskutieren und umzusetzen.
Warum nicht die Arbeitszeit
drastisch reduzieren und einen
Mindestlohn von 1100.– netto
einführen? Das würde die Ar-
beitslosigkeit effektiv bekämp-
fen, gäbe ein Einkommen, von
dem man auch leben kann und
könnte aus den gestiegenen
Gewinnen der Unternehmen
finanziert werden.

Warum nicht eine Wirt-
schaft, in der ArbeitnehmerIn-
nen selbst entscheiden, was
und wie produziert und gebaut
wird und wo die Bedürfnisse
der Allgemeinheit im Mittel-
punkt stehen? 

Warum nicht eine Demokra-
tie, wo VertreterInnen für ihre
Handlungen “grad stehen”
müssen und nicht mehr ver-
dienen als die Menschen die sie
vertreten? Eine Utopie? 

Die wirkliche Utopie ist ein
friedlicher, demokratischer
und sozialer Kapitalismus. Die
SLP (Sozialistische LinksPar-
tei) wird deshalb bei den kom-
menden Wahlen als einzige,
klar sozialistisch positionierte
Kraft kandidieren um gerade
in der Wahlauseinanderset-
zung ein deutliches Zeichen
gegen diese etablierte Politik
setzen zu können.

Unterstützen Sie den SLP-
Wahlkampf:f

Unterstützen Sie uns mit ei-
ner Unterstützungserklärung
auf ihrem Bezirksamt, mit ei-
ner Spende (PSK 8812.733)
und Ihrer aktiven Mitarbeit.

Mittwoch, 12.07.'06, 19:00

6 Jahre schwarz-blau

SLP-Sommerortsgruppe
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Österreich 

BAWAG: Können “Rote”
nicht wirtschaften?

Die ÖVP plakatiert die Mär
von den “Roten”, die nicht
wirtschaften können. Tatsäch-
lich versagten nicht die Ideen
der ArbeiterInnenbewegung,
sondern ein System, das genau
diese missachtete. Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

KV-Runde: Tabubruch in
der Elektro-Industrie

GPA und GMTN verkaufen
den KV-Abschluss in der
Elektro-Industrie als Erfolg.
Erkauft wurde eine mäßige
Lohnerhöhung mit massiven
Flexibilisierungen. Seite 3

Schwerpunkt 

Gemeinsam leben –
Gemeinsam kämpfen! 

Im Wahlkampf werden sich die
etablierten Parteien wieder in
widerlichem Rassismus zu über-
bieten versuchen. Wir erklären
unsere Alternative: Gemeinsa-
mer Kampf für gemeinsame
Interessen. Seiten 4/5

Internationales

Berliner Mut gegen
faule Kompromisse

In Berlin tritt die örtliche
WASG gegen den Willen ihrer
Bundespartei als linke Alterna-
tive zur Linkspartei.PDS zu den
Wahlen an. Das wird durch
die Sozialabbau-Politik der
Linkspar tei .PDS notwen-
dig. Seite 7
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Warum bei den Nationalratswahlen eine 
sozialistische Linke nötig ist und die SLP antritt

Gegen Rassismus,
Bonzen und Profite

T E R M I N

SLP-Wahlkampf-
Plakat von 2005
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UnternehmerInnen
raus aus dem 

Parlament

von Sonja Grusch

In der Schule ler-
nen wir, dass das
Parlament die Ver-
tretung des Volkes
sein soll. Wer ist das
Volk? Zum über-

wiegenden Teil Arbeitnehmer-
Innen, bzw. Arbeitslose und
PensionistInnen und ihre Ange-
hörigen. Also die “ArbeiterIn-
nenklasse”. Rund 1,3 Millionen
davon sind gewerkschaftlich or-
ganisiert.Die logische Folge wä-
re also, dass rund 16% aller Par-
lamentarierInnen aus der Ge-
werkschaft kommen müssten,
und fast alle aus der ArbeiterIn-
nenklasse. 50% müssten Frauen
sein, 10% MigrantInnen, 35%
jünger als 30. Die Realität sieht
anders aus: Ältere Männer mit
hohem Einkommen dominie-
ren die “Volksvertretung”. Die
Politik, die im Parlament ge-
macht wird sieht dementspre-
chend aus: Nimm bei den Ar-
men und gib den Reichen ist die
Devise.

Nun blasen diese “Vertreter-
Innen”zum Angriff auf die Ge-
werkschaften. Gewerkschafter-
Innen sollten nicht mehr im
Parlament sein, hört man von
VertreterInnen aller Parteien.
Nicht das die bisherigen ÖGB'-
lerInnen im Parlament be-
kannt für ihre kämpferische
Position gewesen wären, aber
ganz unter sich ist es halt doch
netter.

Wir sehen das anders: Wir sa-
gen “UnternehmerInnen raus
aus dem Parlament”. Denn sie
vertreten nur eine winzige
Gruppe der österreichischen
Bevölkerung. Die Frage ist
nicht, GewerkschafterInnen im
Parlament – Ja oder Nein –
sondern: mit welcher Partei.
Die Kandidatur auf der Liste
jeder der jetzigen Parlaments-
parteien ist abzulehnen, da sie
alle Politik gegen die Interessen
der Gewerkschaftsmitglieder
machen.

Die Kandidatur auf einer Ge-
werkschaftsliste oder Liste ge-
gen Sozialabbau aber ist zu be-
grüßen. Die ÖGB'lerInnen sol-
len nicht darüber klagen, dass
sie die SPÖ nicht mehr will,
sondern froh darüber sein, die-
se Sozialabbauer endlich los zu
sein. Und endlich wirkliche ge-
werkschaftliche und politische
Vertretung der ArbeiterInnen-
klasse organisieren. Also
kämpferische Gewerkschaften
und eine neue Partei für Arbei-
terInnen und Jugendliche. Eine
solche Gewerkschaft und Par-
tei können auch eine wirkliche
Volksvertretung organisieren –
und das wäre nicht das Parla-
ment wie wir es heute kennen.
Sondern eine echte Demokra-
tie wo nicht mehr über unsere
Köpfe hinweg und gegen unse-
ren Willen entschieden wird.

D e r  S t a n d p u n k t

von John Evers, SLP Wien 

Victor Adler wollte seine
Aussage über die “siamesi-
schen Zwillinge”– also die un-
trennbare Einheit von Sozial-
demokratie und Gewerk-
schaft – sogar testamentarisch
festschreiben lassen. Doch
worauf baute dieser Zu-
sammenschluss auf und was
bedeutet er heute? 

Von der Kampfgemeinschaft
zur Arbeitsteilung 

Historisch war die enge Bin-
dung von Partei und Gewerk-
schaft durch die führende
Rolle der sozialistischen Be-
wegung beim Aufbau moder-
ner Gewerkschaftsstrukturen
gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts geprägt. Die ökonomi-
schen und politischen Ver-
hältnisse des Habsburgerstaa-
tes machten auch in der Folge
eine schematische Trennung
des ökonomischen und politi-
schen Kampfes von vornher-
ein unmöglich. Erst mit der
Umsetzung des allgemeinen
Wahlrechts (1907) und vor al-
lem in der ersten Republik trat
für die Sozialdemokratie, im
Zusammenhang mit ihrer
Wendung zum Reformismus,
die strategische Bedeutung
von Klassenkämpfen in den

Hintergrund. Nach 1945 teil-
ten sich Partei und Gewerk-
schaft schließlich im Rahmen
eines “österreichischen We-
ges”der Integration in den ka-
pitalistischen Staat, die Aufga-
ben und Arbeitsfelder in der
Gesellschaft auf. Die SPÖ
wurde zur Staatspartei der 2.
Republik, die Gewerkschaften
im Zusammenhang mit der
Sozialpartnerschaft zum un-
demokratischen und büro-
kratisierten Ordnungsfaktor
in den Betrieben. Gemeinsam
wirkten sie in diesem Sinne
nicht zuletzt auch auf der par-
lamentarischen Ebene.

Ende des Aufschwungs –
Ende der Arbeitsteilung

Das Ende des langen Nach-
kriegsaufschwungs brachte
aber, mit der Verstaatlichten-
Krise in den 1980er Jahren
und den Sparpaketen in den
1990ern, auch das Ende dieser
historischen Arbeitsteilung.
Die Sozialdemokratie wan-
delte sich neoliberal, die Ge-
werkschaften verloren ihre
traditionelle Machtbasis am
“grünen Tisch” des politi-
schen Systems, akzeptierten
trotzdem die Privatisierungs-
und Kürzungspolitik und ge-
rieten in die Krise. Gewerk-
schaftsmitglieder stellten spä-

testens seitdem in der Strate-
gie der Parteiführung besten-
falls Stimmvieh und Wahl-
kampfhelfer dar. Die Umset-
zung gewerkschaftlicher Inte-
ressenspolitik spielt dem-
gegenüber keine Rolle mehr
für die Sozialdemokratie. Das
galt nicht zuletzt gerade für
die Gewerkschaftsvertreter
die für die SPÖ im Parlament
saßen und in etlichen Fällen
gegen die Beschlusslagen des
ÖGB stimmten.

Neuorientierung gegenüber
SPÖ ist überfällig!

Mit welcher Leichtfertigkeit
Alfred Gusenbauer die aktuel-
le Krise dazu benutzte, die
Verbindungen zu den Ge-
werkschaften nun offiziell
(und medienwirksam) zu
kappen, zeigt in Wahrheit, wie
lose diese bereits in der Ver-
gangenheit waren. Diese
Sichtweise gilt zumindest für
die SPÖ-Führung, allerdings
weniger für die Gewerk-
schaftsspitze, die sich noch
immer verzweifelt an ihre öf-
fentlichen Ämter klammert.
Die eigentliche Frage die sich
in diesem Zusammenhang
stellt, ist nicht die, ob Gewerk-
schafter “schon” oder “doch
nicht” im Parlament sitzen
dürfen, sondern wen, bzw.

was sie dort vertreten (und
wie viel sie dafür kassieren). In
diesem Zusammenhang läge
aus gewerkschaftlicher Per-
spektive die Zukunft wohl nur
in einem offensiven Schritt
weg von den etablierten, neo-
liberalen Parteien  - also auch
der SPÖ - und der Formulie-
rung einer eigenständigen Ge-
werkschaftspolitik im Interes-
se der Mitglieder. Eine solche
Strategie könnte und sollte
durchaus auch die Unterstüt-
zung von Kandidaten für öf-
fentliche Ämter beinhalten  -
wenn diese ArbeiterInnenin-
teressen vertreten und auf Pri-

vilegien zugunsten der Bewe-
gung verzichten. Historisch
lag darin übrigens ursprüng-
lich das Geheimnis des Erfolgs
der Ehe zwischen Gewerk-
schaften und Sozialismus.

Mittwoch, 30.08.'06, 19:00

Gewerkschaften & Politik:
Wir brauchen politische 

Gewerkschaften

SLP-Sommerortsgruppe
“Amerlinghaus”, Wien 7.; Stiftg. 8

Neuorientierung gegenüber SPÖ ist überfällig!
SPÖ und Gewerkschaften: Vom siamesischen Zwilling zum Klotz am Bein?

von Albert Kropf, SLP Wien

BAWAG, Konsum (...) ÖVP,
BZÖ und FPÖ gehen nun da-
mit hausieren, dass die “Ro-
ten” angeblich nicht wirt-
schaften könnten. Doch wer
oder was hat denn eigentlich
versagt?

Wer ist Schuld am BAWAG-
und Konsum-Debakel? 

Keine Frage, der Konsum ist
unter der Schirmherrschaft
der SPÖ- und Gewerkschafts-
Führung pleite gegangen.
Auch klar ist, wer Schuld an
der BAWAG-Krise ist. Näm-
lich nicht nur abgehobene,
moralisch degenerierte Ge-
werkschaftsbonzen, sondern
auch völlig undemokratische
Entscheidungsstrukturen.
Was hinter dem Vorwurf der
ÖVP steht, bezieht sich aber
weniger auf die abgehobenen
Spitzenfunktionäre, denn die
vertritt sie ja selber nur aus
anderen Bereichen (z.B. im
Raiffeisensektor). Gemeint ist
eigentlich, dass “menschen-
freundliche” Produktion – al-
so wenn der Mensch und
nicht der Gewinn im Mittel-
punkt steht – immer in das fi-
nanzielle Desaster führen
müsse. Der Konsum wollte es
(ursprünglich) besser machen
und die Ausbeutung der Be-
schäftigten und Kunden lin-
dern, und die BAWAG wollte
bessere Konditionen für Be-
rufstätige anbieten. Beides hat
anscheinend “objektiv” ver-
sagt.

In der Wüste des 
Kapitalismus gibt es auf

Dauer keine Oasen

Natürlich ist es nicht mög-
lich im Kapitalismus länger-
fristig soziale “Oasen” zu er-
richten. Der Konkurrenz-
druck zwingt jedes Unterneh-
men dazu, seine Mitarbeiter
tendenziell so schlecht wie die
Anderen es tun, zu behandeln.
Trotzdem hat das aber nichts
damit zu tun, wer jetzt besser
wirtschaften kann. Denn we-
der der Konsum noch die BA-
WAG sind deswegen pleite,
weil die Mitarbeiter so gut
verdient oder die Kunden so
wenig bezahlt hätten. Ganz im
Gegenteil. Sozialabbau und
Vernichtung von Arbeitsplät-
zen hat es da wie dort gegeben.
Und auch eine aus SPÖ- bzw.
ÖGB-Umfeld stammende Fir-
menleitung. Der damalige
Konsumchef Gerharter ließ
sich auch vom aus Gewerk-
schaftern und SPÖlern zu-
sammengesetzten Aufsichts-

rat ein irrwitziges Gehalt be-
willigen und schließlich stand
der Konsum mit über 26
Milliarden  Schilling Schulden
da. Doch Pleiten und Privile-
gien sind kapitalistische “Nor-
malität”: 2005 gab es über
7000 Insolvenzen (das war ein
plus von 7,8 % gegenüber
2004) – der überwiegende Teil
wird auf Fehler des Manage-
ments zurückgeführt. Dem-
gegenüber stiegen die Gehäl-
ter der Manager 2006 um 8,8
%. Bei stagnierenden Reallöh-
nen für die Arbeiternehme-
rInnen, verdienen die Chefs
im österreichischen Durch-
schnitt 140.000 Euro!

Welche “Roten” können
nicht wirtschaften?

Der Grund ist also nicht,
dass “Rote” per se nicht wirt-
schaften könnten, sondern
dass sie ganz einfach keine Ro-
ten (und damit Arbeiterver-
treterInnen) mehr sind und
die SPÖ keine ArbeiterInnen-

partei mehr ist. Deswegen gibt
es auch kein genieren, wenn es
darum geht mit beiden Hän-
den zu zugreifen, wenn es ums
Abkassieren geht. Und daran
sind Konsum und BAWAG ge-
scheitert, nicht an irgendwel-
chen linken Ideologien, die
diese Herren sowieso nie hat-
ten! Auch die Reihen von an-
deren Parteien sind dicht ge-
schlossen mit Pleitiers, Multi-
funktionären, abgehobenen
Techno- und Bürokraten. Und
hier noch ein paar Beispiele:
Friedrich Niederl, ehemaliger
ÖVP Landeshauptmann der
Steiermark wurde im Zu-
sammenhang mit dem
Bundesländerversicherun-
genskandal Mitte der 80er
Jahre zu 2 Jahren bedingter
Haft wegen Beteiligung an
Untreue verurteilt, der ÖVP
Landespolitiker Emmerich
Assmann setzte seinen Kon-
zern 1993 in den Sand und
vernichtete damit über 1000
Arbeitsplätze und natürlich
darf auch ein gewisser Peter

Rosenstingl von der FPÖ
nicht fehlen. Der saß als Na-
tionalratsabgeordneter von
1996 bis 1999 im Finanz-,
Budget- und Wirtschaftsaus-
schuss, versiebte über 200
Millionen Schilling an Privat-
und FPÖ-Geld und setzte sich
dann nach Brasilien ab.

Das System von ÖVP&Co:
Ein täglicher Skandal 

Diese Liste ist beliebig ver-
längerbar: Rekordarbeitslosig-
keit, Armut im achtreichsten
Land der Erde, Steuergeschen-
ke für die Reichen, Posten-
schacher und Geldverschwen-
dung für Selbstinszenierung
(...). Dieses System “versagt”
für uns täglich. Nach der BA-
WAG-Pleite sind grundsätzli-
che Antworten und Alternati-
ven wichtiger denn je. Als ech-
te “Rote” treten wir von der
SLP für eine demokratisch ge-
plante Wirtschaft ohne Privi-
legien ein. Das wäre nicht nur
das Gegenteil vom “System”
Elsner und Verzetnitisch, son-
dern auch vom System Schüs-
sel und Gusenbauer.

Mittwoch, 23.08.'06, 19:00

Sozialdemokraten an der
Macht: Eine Drohung

SLP-Sommerortsgruppe
“Amerlinghaus”, Wien 7.; Stiftg. 8

ÖVP & Co vertuschen wahre Hintergründe
BAWAG-Pleite: Können “die Roten” nicht wirtschaften? 

Impressum:
EEiiggeennttüümmeerr,,  HHeerraauussggeebbeerr,,  VVeerrlleeggeerr  uunndd
RReeddaakkttiioonn:: Sozialistische LinksPartei (SLP),
1070 Wien, Kaiserstr. 14/11; DDrruucckk:: Druckerei
Fiona, Wien; HHeerrsstteelllluunnggss--  uunndd  VVeerrllaaggssoorrtt:: Wien; 
DDVVRR::  0820202 ZZuullaassssuunnggssnnrr:: 327808W97U 
AAbboo--ZZaahhlluunnggeenn  &&  SSppeennddeenn:: PSK 8812.733

T E R M I N

T E R M I N

Foto von Max Strohmeier

Mit solchen Vertretern
brauchen wir keine 

Bosse mehr.



Allenorts ist nun von einer
großen Reform der Gewerk-
schaftsbewegung die Rede.
Kein Stein soll auf dem ande-
ren bleiben, offiziell. Doch be-
reits die ersten Schritte dieses
Prozess' zeigen, dass die Ge-
werkschaftsspitze im Wesent-
lichen alles beim alten belassen
will: Einsame Entscheidungen
abseits jeder Möglichkeit der
Mitsprache durch die Mit-
gliedschaft. Das einzig Konkre-
te, das bislang an die Öffent-
lichkeit gedrungen ist, klingt
wie eine Verhöhnung der Mit-
glieder: Mit lediglich 11.060
EUR brutto im Monat müssen
die Spitzen- und Mehrfach-
funktionäre nun auskommen.

Einige konkrete Vorschläge 

Die Plattform für kämpferi-
sche und demokratische Ge-
werkschaften schlägt dem-

gegenüber die Abhaltung einer
Konferenz von aktiven Gewerk-
schaftsmitgliedern vor, auf der
ein Aktionsprogramm be-
schlossen werden sollte.Ein sol-
ches Aktionsprogramm könnte
folgende Punkte umfassen:

– Arbeitszeitverkürzung auf
30 Stunden pro Woche bei
vollem Lohn und gleichzei-
tiger Abschaffung aller
Durchrechnungszeiträume
und dergleichen.

– Mindestlohn, -pension, -
arbeitslosengeld von EUR
1.100,– netto 

– Rücknahme der Pensions-
reform

– Rücknahme der Sparpakete
der letzten 15 Jahre

– Gegen jede Privatisierung

Neben einem solchen Pro-
gramm braucht  es aber auch
Beschlüsse darüber, wie diese

Ziele erkämpft werden sollen
und Strukturen, die lebendige
und demokratische Diskussio-
nen der Mitglieder zulassen.
Dafür könnten folgende Punk-
te zielführend sein:

– Regelmäßige Betriebsrät-
Innen und AktivistInnen-
Konferenzen, um Ziele und
Strategie in konkreten 
Auseinandersetzungen 
festzulegen.

– Verbindliche Urabstim-
mungen der betroffenen
KollegInnen über wichtige
Entscheidungen, wie z.B.
KV-Abschlüsse oder Ver-
handlungsergebnisse zu
zentralen Themen

– Jederzeitige Wähl- und Ab-
wählbarkeit aller Funktio-
närInnen auf allen Ebenen

– FunktionärInnen dürfen
nicht mehr verdienen, als
jene, die sie vertreten, da-

mit die soziale Verbindung
zwischen FunktionärInnen
und Mitgliedern nicht ver-
loren geht.

Zeichen UMsetzen!

Die Frage ist lediglich, wer ei-
ne solche Konferenz organisie-
ren kann und soll. Die Initia-
tive “Zeichen setzen” hat eini-
gen Staub aufgewirbelt und er-
schien wie ein frischer Wind in
den etwas verkrusteten Ge-
werkschaften. 6 000 KollegIn-
nen haben unterzeichnet.
Doch nun stellt sich die Frage,
was jetzt passiert. Die ÖGB-
Spitze denkt nicht daran, die
Initiative aufzugreifen. Die In-
itiatorInnen haben beschlos-
sen, die Aktion zu beenden.
Damit werden sie der Verant-
wortung, die sie übernommen
haben, allerdings in keiner
Weise gerecht. Wir versuchen

(weiter) einen offenen Dialog
zu den Zukunftsfragen der Ge-
werkschaftsbewegung zu orga-
nisieren und laden dazu all je-
ne die, die an kämpferischen
und demokratischen Gewerk-
schaften interessiert sind, ein.
Wir werden weiter für eine Ak-
tivistInnenkonferenz - wie
oben beschrieben - werben
und bieten allen Initiativen
und interessierten Gewerk-
schaftsaktivistInnen an, diese
mit uns gemeinsam zu organi-
sieren.

* Wir sind eine Gruppe von Ge-
werkschaftsaktivistInnen und Be-
triebsrätInnen unterschiedlicher
Branchen und Fraktionen. Wir ha-
ben uns nach den Streiks im Jahr
2003 formiert und seither bei allen
großen Auseinandersetzungen ver-
sucht aktiver Bestandteil der Bewe-
gung zu sein. Volltext auf: 

www.labournetaustria.at/plagew.htm
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ÖGB: Alles beim Alten?
Aus einer Stellungnahme der Plattform für kämpferische und demokratische Gewerkschaften*

Von Michael Gehmacher,
GPA-Mitglied und Betriebsrat
und Herbert Wanko, GMTN-

Mitglied, beide SLP Wien 

“Der ÖGB sorgt im Rahmen
der Kollektivvertragsverhand-
lungen jährlich für gerechte
Lohn- und Gehaltserhöhun-
gen,… Lassen Sie sich folgendes
auf der Zunge zergehen: Die 20
größten börsennotierten Unter-
nehmen Österreichs haben
2005 ihre Gewinne um 50% ge-
steigert, ihren Managern
durchschnittlich 30%mehr be-
zahlt - und ihre MitarbeiterIn-
nen mit durchschnittlich 1%
Lohnerhöhung abgespeist.” (Zi-
tat: Rudolf Hundstorfer in der
Krone 18. 6. 06)

Die Kollektivvertragsver-
handlungen für die rund
57.000 Beschäftigten der
Elektroindustrie wurden am 6.
Juni 2006 beendet. Die Arbeit-
gebervertreter, die Gewerk-
schaften Metall-Textil und die
GPA einigten sich auf eine Er-
höhung der Ist-Löhne und -
Gehälter auf 2,6%, die KV-
Mindest-Löhne und -Gehälter
werden um 2,8% angehoben.
Dazu kommt die Verteilungs-
option mit einer Ist-Lohner-
höhung von mindestens 2,4%
plus 0,5% der Lohnsumme
zum individuellen verteilen.

Guter Abschluss? 

Die Gewerkschaftsführung
spricht von einem guten Er-
gebnis - tatsächlich kam sie
den Unternehmern stark ent-
gegen um überhaupt einen
Abschluss am traditionellen
Verhandlungsweg zu bekom-
men. Diese “Sozialpartner”
beschlossen nun einen deut-
lichen Schritt in Richtung Fle-
xibilisierung der Arbeitszeiten
- und damit Verschlechterun-
gen auf dem Rücken der Ar-
beitnehmerInnen. Bei Gleit-
zeit kann die maximale tägli-

che Normalarbeitszeit auf 10
Stunden ausgeweitet werden.
Beschlossen wurde auch eine
Erhöhung des Durchrech-
nungszeitraumes auf 18 Mo-
nate. Mit Zustimmung des Be-
triebsrates sind dann im Ex-
tremfall 48 Wochenstunden
Arbeitszeit bis zu ein Jahr
möglich - wenn innerhalb der
verbleibenden 6 Monate diese
Überstunden 1 zu 1 (also ohne
Zuschläge) ausgeglichen wer-
den. Viele Gewerkschaftsse-
kretäre argumentieren, dass
diese Arbeitszeitmodelle vom
Betriebsrat mit beschlossen
werden müssen und dieser so
die Möglichkeit hat sozialen
Verbesserungen für seine Kol-

legInnen “heraus zu verhan-
deln”. Das mag in Einzelfällen
zutreffen, der neoliberale
Trend ist ein anderer: Die
Unternehmer drohen den Be-
triebsräten mit Stellenabbau
oder Produktionsverlagerung
und kriegen so leicht die
Unterschrift, die sie brauchen.

Riesengewinne und stag-
nierende Realeinkommen!

Vorausgegangen war dem
Verhandlungsabschluss ein
heftiger verbaler Schlagab-
tausch mit der Wirtschaftssei-
te. Betriebsversammlungen
und ein Aktionstag standen im
Raum. Betriebsversammlun-

gen wurden dann aber in den
Großunternehmen nicht
durchgeführt, “…weil man ja
die Verhandlungspartner
nicht provozieren wolle.” (Zi-
tat eines ArbeitnehmerInnen-
vertreters aus dem Verhand-
lungsteam). Doch selbst die
tatsächliche Lohnerhöhung
reicht nun nicht aus um die
gestiegenen Lebenskosten zu
decken. Die Zulagen bleiben
beim diesjährigen Abschluss
unverändert, was zu einer Re-
duktion der Auswirkungen
des Gesamtabschlusses führt.
Gerade im Schichtbetrieb sind
Zulagen ein wichtiger Be-
standteil des Lohnes - real stei-
gen die Entgelte also nicht ein-

mal um 2,6%. In vielen Groß-
unternehmen - die die
Elektroindustrie in Österreich
großteils ausmachen - wird die
ohnehin sehr undurchsichtige
(Wer bekommt da etwas da-
von?) Verteilungsoption in
Anspruch genommen, bleiben
also weniger als 2,4% für die
meisten Beschäftigten (von
den “Verhandlungspartnern”
wurden 2,2% geboten). “Das
Ergebnis ist knapp an der
Schmerzgrenze…” sagt Albert
Hochleitner, Obmann des FE-
EI - Fachverband der Elektro-
und Elektronikindustrie. “Der
Abschluss setzt die betriebs-
wirtschaftlichen Ergebnisse
der Branche sehr gut um”
kommt von Karl Proyer, stv.
Bundesgeschäftsführer der
GPA. Dies vor dem Hinter-
grund, dass die Elektroindu-
strie 2005 mehr als 10 Mrd.
Euro umgesetzt hat und deren
Gewinne durchschnittlich 5%
vom Umsatz ausmachen (in
manchen Branchen bis zu
20%) - was aufgeteilt auf die
57.000 ArbeiterInnen fast
EUR 10.000 für jedeN wäre.

Nein zu diesem Abschluss -
Schluss mit dieser 

Gewerkschaftspraxis!

Wir fordern die Rücknahme
der - von der Wirtschaft dik-
tierten und vom ÖGB kampf-
los hingenommenen - Flexibi-
lisierungsmaßnahmen, sowie
eine Erhöhungen der Realein-
kommen der Beschäftigten.
Entscheidend ist: Die Gewerk-
schaftsmitglieder und Arbeit-
nehmerInnen die mit diesen
Abschlüssen leben müssen
fragt (bisher) niemand. Wa-
rum eigentlich? Gewerkschaft
“neu” kann nur bedeuten, dass
sich daran was ändert. Für
kämpferische und demokrati-
sche Gewerkschaften!

Flexibilisierung – Nein danke!
KV-Runde in der Elektroindustrie bedeutet weiteren Tabubruch.

67.700 Millionäre 
in Österreich

Die Zahl der Dollarmillionä-
re ist in Österreich von 2004
auf 2005 damit um 7.5 % ge-
wachsen. Diese 0,8 % der Be-
völkerung besitzen 1/3 des
österreichischen Gesamtver-
mögens, 9 % ein weiteres Drit-
tel, mehr als 90 % den Rest. Al-
leine die hundert reichsten Per-
sonen im Land verfügen über
61 Milliarden Euro. Neben
Steuerflüchtlingen (Österreich
gehört zu den Steueroasen für
Superreiche) wie Flick und Co.
finden sich auch zahlreiche Po-
litiker wie Prinzhorn (FPÖ),
Androsch (SPÖ) und Barten-
stein (ÖVP) auf der Liste der
100 reichsten Multimillionäre.

Provokation von 
Seiten der ÖGB-Spitze 

“Im gesamten ÖGB wird es
eine klar definierte Bezugs-
obergrenze für jene geben, die
Mehrfachbezüge haben.” -
“Wir halten uns dabei an die
vom Nationalrat beschlosse-
nen Bezügebegrenzungen und
an die Bezugsobergrenzen des
Präsidenten der Bundesar-
beitskammer und der Wirt-
schaftskammer Österreichs.”
Die Höchstverdienstgrenze für
ÖGB-Funktionäre soll künftig
140% des Gehalts eines Natio-
nalratsabgeordneten, also um
die 11.060 Euro (!!!) betragen.
Laut eigenen Angaben hat es
sich die oberste ÖGB-Spitze
damit gerichtet: Lediglich 10
(!) Spitzenfunktionäre verdie-
nen in diesem Einkommens-
segment. Doch wer braucht
solche Abzocker eigentlich?

Sparmaßnahmen 
im ÖGB

An den normalen Mitarbei-
terInnen in den Gewerkschaf-
ten, aber auch Leistungen, Bil-
dungsarbeit (...) sollen bis En-
de 2007 siebzig Millionen Euro
eingespart werden.

AK OÖ: Österreicher-
Innen arbeiten länger 
Die Österreicher arbeiten

länger als alle anderen Arbeit-
nehmerInnen in Europa. “Zu-
gleich sind mehr als 250.000
Menschen in Österreich von
Arbeitslosigkeit betroffen”,
weist die AK-OÖ auf den
Widerspruch zwischen
Höchstarbeitszeiten und Null-
Erwerbsarbeitszeit hin. Etwa
7,26 Millionen Überstunden
(4. Quartal 2005) werden pro
Woche geleistet. Umgerechnet
auf eine 38,5-Stunden-Woche
würde dies einem Arbeitskräf-
tepotential von knapp 190.000
Personen entsprechen.

Womit wir 
auskommen müssen
Ein mittleres Monatseinkom-

men beträgt 2.170 Euro brutto
(1.500 Euro netto) bei Män-
nern und 1.300 Euro brutto
(1.000 Euro netto) bei Frauen.
Im Schnitt betragen die Kosten
für eine Wohnung in Wien be-
reits 400 Euro, das sind ca. 7,20
Euro/m2.

Ihr da oben, …

… wir hier unten!

T E R M I N E
Freitag, 07.07.'06 19:00    

ÖGB in der Krise  
– wie weiter?

Offene Diskussionsrunde

Arbeiterkammer Linz; Raum 204

Dienstag, 11.07.'06 19:00

Wir brauchen eine 
Gewerkschaftskonferenz
nicht “Business as usual”

Plattform f. kämpferische &
demokratische Gewerkschaften
“Amerlinghaus”, Wien 7.; Stiftg. 8

Mittwoch, 19.07.'06 19:00

Geld ist genug da: 
Wie wir uns den Sozialstaat

leisten können

SLP-Sommerortsgruppe
“Amerlinghaus”, Wien 7.; Stiftg. 8
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von Ken Horvath & Michael Gehmacher,
SLP Wien

Der kommende Wahlkampf wirft seine Schat-
ten voraus. Nicht nur von Seiten der FPÖ wer-
den Rassismus und politische Angriffe auf Mi-
grantInnen härter, wie die Forderung nach Ab-
schiebung von  arbeitslosen ImmigrantInnen
seitens der Noch-Regierungspartei BZÖ zeigt.
Auch die ÖVP versucht im Wahlkampf mit Aus-
länderfeindlichkeit zu punkten. SPÖ und Grü-
ne fordern neue Beschränkungen. Es wird Zeit,
diesen Zuständen eine schlagkräftige Bewegung
für gleiche Rechte entgegenzusetzen. Die Wahl-
kampagne der SLP wird unter anderem in die-
sem Sinn geführt werden.

Historischer Ausgangspunkt:
die Gastarbeit

Österreich ist in den vergangenen Jahrzehnten
zum Einwanderungsland geworden. Knapp
800.000 Menschen bzw. fast ein Zehntel der Be-
völkerung hat nicht die österreichische Staats-
bürgerInnenschaft. Der Zahl der Personen mit
Migrationshintergrund – d.h., nicht nur auslän-
dische StaatsbürgerInnen, sondern auch Einge-
bürgerte und Nachkommen von MigrantInnen
– kann nur geschätzt werden, liegt aber weit
über einer Million.

Der wichtigste historische Ausgangspunkt der
Migration nach Österreich ist die Gastarbeit der
1960er und 70er Jahre. Zahlreiche Faktoren –
u.a. der Wirtschaftsaufschwung oder der Aus-
bau des Bildungs- und Pensionssystems – hat-
ten damals zu einem relativen Arbeitskräfte-
mangel geführt. Aus Sicht der Unternehmen ei-
ne unangenehme Situation: die ArbeiterInnen-
klasse befand sich in einer guten Verhandlungs-
situation. Um gegenzusteuern, wurde mit der
organisierten Anwerbung ausländischer Ar-
beitskräfte begonnen. Innerhalb von nur zehn
Jahren verdreifachte sich die Zahl der in Öster-
reich lebenden AusländerInnen. Parallel stieg
der Anteil ausländischer StaatsbürgerInnen an
der unselbstständigen Beschäftigung von 0,7%
(1962) auf 8,7% (1973).

Die GastarbeiterInnen hatten eine klare Funk-
tion zu erfüllen: billige und flexible Arbeitskräf-
te zu sein. Dem Konjunkturverlauf entspre-
chend sollten sie kommen und gehen – und ent-
sprechend erst gar keine dauerhafte Aufenthalt-
sperspektive entwickeln. Darauf war neben ei-
ner weitgehenden Isolation von österreichi-
schen ArbeiterInnen und der Unterbringung in
Baracken auch die rechtliche Situation ausge-
richtet: MigrantInnen hatten kein eigenständi-
ges Aufenthaltsrecht – die Beschäftigungsbewil-
ligung wurde dem Unternehmen, nicht
der/dem MigrantIn ausgestellt.

Diese Rechnung ging nicht auf. Unternehmen
fanden Gefallen an ihren ausländischen Ar-
beitskräften und gingen dazu über, sie dauerhaft
zu beschäftigen. Da die meisten Arbeitsmigran-
tInnen aufgrund ihrer schlechten Bezahlung ih-
re Sparziele bei weitem verfehlten, kam ihnen
die Verlängerung ihres Aufenthalts entgegen.
Unter der Hand wurde so aus einer dem Kon-
junkturverlauf entsprechend zu regelnde Ar-
beitskräftequelle eine Bevölkerungsgruppe mit
mittelfristiger Aufenthaltsperspektive.

Mit der dauerhaften Niederlassung wurde
nicht nur die desolate soziale Lage der Migran-
tInnen offensichtlich, auch das komplexe Sy-
stem an ideologischen, sozialen und rechtlichen
Diskriminierungen, das eine Ausbeutung erst
ermöglicht hatte, zeigte seine Wirkung.

Das Erbe der Gastarbeit

Dieser Geist der Arbeitsmigration prägt bis
heute die österreichische Migrationspolitik.
Wer nach Österreich kommt, um hier auch zu
arbeiten, erhält nach wie vor zunächst eine Be-
schäftigungsbewilligung, die dem Unterneh-
men ausgestellt wird. Nach einem Jahr mehr
oder weniger ununterbrochener Beschäftigung

kann eine Arbeitserlaubnis erworben werden,
die zumindest den Wechsel zu einem Arbeitge-
ber derselben Branche im selben Bundesland
zulässt. Erst nach weiteren Jahren der Beschäfti-
gung in solchen Abhängigkeitsverhältnissen be-
steht die Chance, den so genannten Befreiungs-
schein zu erhalten, der eine formale Gleichstel-
lung am Arbeitsmarkt bedeutet.

Als Folge dieser Politik stehen AusländerInnen
und Personen mit Migrationshintergrund - ein-
gebürgerte MigrantInnen, Kinder aus Migran-
tInnenfamilien etc. – überwiegend in schlecht
bezahlten und unsicheren Beschäftigungsver-
hältnissen. Das mittlere Einkommen ausländi-
scher StaatsbürgerInnen liegt rund 15 % unter
jenem inländischer. Entsprechend sind Migran-
tInnen überdurchschnittlich von Armut betrof-
fen. Während 11% der in Österreich geborenen
Personen als armutsgefährdet gelten können,
sind es bei eingebürgerten MigrantInnen 23%
und bei ausländischen StaatsbürgerInnen 28%.

Auch von Arbeitslosigkeit sind MigrantInnen
überproportional betroffen. Allein in den Jah-
ren 1988 bis 1998 verdreifachte sich die Zahl der
arbeitslosen AusländerInnen – die Arbeitslo-
senquote von ausländischen StaatsbürgerInnen
liegt seit Beginn der 1980er stabil über jener von
InländerInnen, obwohl nach wie vor ein Teil der
Arbeitslosigkeit von AusländerInnen “expor-
tiert” wird (viele AusländerInnen verlieren bei
Verlust ihres Jobs ihre Aufenthaltsberechti-
gung). Nicht berücksichtigt sind dabei all jene,
häufig in unsicheren Jobs beschäftigten Men-
schen, die im Lauf der Jahre die österreichische
StaatsbürgerInnenschaft erworben haben.

Ein Problem, bei dem die Wechselwirkung von
kulturellen, rechtlichen und sozialen Proble-
men besonders deutlich zu Tage tritt, ist die
Wohnsituation. Nicht-StaatsbürgerInnen wa-
ren von weiten Teilen des sozialen Wohnbaus
ausgeschlossen. Als Folge kamen viele Migran-
tInnen in Substandardwohnungen unter – zu
mehr reicht ihr Einkommen nicht. Noch im
Jahr 2000 wohnten in Wien über 30% der aus-
ländischen StaatsbürgerInnen in Wohnungen
der Kategorie C oder D. Für diese zahlen sie
überteuerte Preise. Trotz der niedrigeren Wohn-
qualität zahlten AusländerInnen 2000 pro Qua-
dratmeter Wohnfläche um rund ein 25% mehr
als ÖsterreicherInnen.

Die Probleme beginnen schon bei der Bil-
dungssituation. Die Kinder von Arbeitsmigran-
tInnen haben deutlich geringer Chancen auf
Bildungsaufstieg und besuchen überwiegend
Schulen, die im besten Fall zu einem Lehrab-
schluss führen. Ein Teufelskreis: aufgrund der
niedrigen Einkommen der Eltern sind viele ge-
zwungen, früh zum Familieneinkommen beizu-
tragen. Der niedrige Bildungsabschluss verhin-
dert gleichzeitig einen beruflichen Aufstieg. Ge-
messen am Geldwert verdienen die zweite und
dritte Generation weniger als die Gastarbeite-
rInnen der 1960er.

Die Antwort der Herrschenden:
Schuldumkehr

Die fatale Situation, in der sich ImmigrantIn-
nen und Neo-ÖsterreicherInnen befinden, wird
in der politischen und medialen Debatte weit-
gehend ausgeblendet. Statt  die Probleme der
MigrantInnen zu diskutieren, werden sie selbst
zum Problem gemacht: Sie sollen schuld sein an
Arbeitslosigkeit, Parallelgesellschaften aufbau-
en, für “unser” schlechtes Abschneiden bei PISA
verantwortlich sein und nebenbei Gewalt in die
Schulen bringen. Garniert werden diese Feind-
bilder mit heuchlerischen Kommentaren zur
Unterdrückung von Frauen.Als gäbe es in öster-
reichischen Familien keine Gewalt. Auf dieser
Grundlage braucht dann nicht über Gleichbe-
rechtigung geredet werden – zunächst müssen
MigrantInnen ihre “Integrationswilligkeit” un-
ter Beweis stellen. Dieser Mechanismus funktio-
niert gut: Weil AsylwerberInnen unter den Ge-
neralverdacht gestellt werden, Drogendealer  zu
sein, muss sich die Regierung nicht für die men-

schenverachtende Schubhaft rechtfertigen, son-
dern  Flüchtlinge müssen ihre Gesetzestreue be-
weisen. Der Polizeigewalt wird dadurch massiv
Vorschub geleistet: Übergriffe bis hin zu toten
AsylwerberInnen sind möglich, ohne dass es
ernsthafte Konsequenzen gäbe.

Nicht nur die FPÖ will sich profilieren, indem
sie dieses Spiel spielt. Die ÖVP hat nicht nur ak-
tiv die Hetze von Haider, Strache & Co. in Ge-
setze gegossen, sie versucht ausserdem durch
plumpe AusländerInnenfeindlichkeit Wähle-
rInnen von BZÖ und FPÖ zu gewinnen. Die
SPÖ bläst mit ihrem brandneuen Zehnpunkte-
programm zum Thema Migration ins selbe
Horn. Und die Grünen tun dort, wo sie die
Möglichkeit hätten (etwa in Oberösterreich)
wenig mehr, als die aktuelle Politik mitzutragen.

Rassismus geht uns alle an

Je größer die Kluft zwischen ImmigrantInnen
und Nicht-ImmigrantInnen, desto schwieriger
ein gemeinsamer Kampf für Verbesserungen.
Solange die ausländischen KollegInnen als Ur-
sache für die hohe Arbeitslosigkeit gesehen wer-
den, ist so ein Kampf sehr schwierig. Damit sind
ausländerInnenfeindliche Gesetze oder Verord-
nungen ein Hindernis für die Verbesserung für
alle ArbeitnehmerInnen.

Ein Beispiel sind die – vom ÖGB geforderten
und mitgetragenen – Übergangsbestimmungen
für ArbeiterInnen aus den neuen EU-Ländern.
Diese fördern die Scheinselbständigkeit und
Lohndruck. Eine Kollegin aus Polen kann in
Österreich legal wohnen, darf aber nicht “nor-
mal” arbeiten. Will sie etwa als Reinigungskraft
arbeiten, muss sie ein Gewerbe anmelden. Als
“Selbstständige” unterliegt sie keinem Kollek-
tivvertrag. Stundenlöhne von 4 Euro sind so kei-
ne Seltenheit. Als Vermittler treten eigene Fir-
men auf, die  sich eine goldene Nase verdienen.

Wenn kämpferische BetriebsrätInnen in einer
betroffenen Firma die Zusage auf einen fixen
Arbeitsplatz für diese ReinigungskollegInnen
erreichen, sind sie trotz dieses kleinen Erfolges
in einer politischen Zwickmühle: Denn die
scheinselbständige Kollegin kann aufgrund der
Übergangsbestimmungen keine Arbeitsgeneh-
migung bekommen. Der Betriebsrat steht so vor
einer schlechten Wahl: Kommt eine neue Kolle-
gin mit normalen Dienstvertrag, wird die alte
Kollegin arbeitslos (oder kommt in eine miese-
re Firma), bleibt die scheinselbständige Kolle-
gin, muss er der Lohndrückerei in der eigenen

Belegschaft zusehen. Mit seinen Forderungen
nach Beschränkungen und Quoten hat der ÖGB
der Spaltung der österreichischen Arbeitneh-
merInnen Vorschub geleistet.

Wo bleiben da die Gewerkschaften?

ImmigrantInnen sind ein wichtiger Teil der
österreichischen ArbeiterInnenklasse gewor-
den. Im ÖGB zeigt das kaum Wirkung. Gemein-
same Kampagnen oder gar Aktionen für gleiche
Rechte hat es vom ÖGB nie gegeben. Zwar sind
viele MigrantInnen Gewerkschaftsmitglieder –
eine (in ihrer Sprache angebotene und auf ihre
Probleme zugeschnittene) Beratung gibt es aber
nicht. Das Hinterherhinken in der Beratungs-
kultur ist ein Hinweis darauf, dass nichtösterrei-
chische ArbeitnehmerInnen unerwünscht sind.
Typisch dafür ist auch, dass der ÖGB seit den
80er Jahren die Forderung nach einem passiven
Betriebsratswahlrecht zwar in seinem Pro-
gramm hat, diese Forderung aber von der EU-
Bürokratie “durchgesetzt” wurde. Außer einem
versteckten Hinweis auf der ÖGB-Homepage
schweigt der ÖGB dazu. Zufall??? Dabei könn-
ten mit dem neuen Betriebsratswahlrecht – ver-
bunden mit einer entsprechenden Kampagne –
viele neue Betriebsräte von ausländischen Kol-
legInnen gegründet werden.

Von den knapp  4.000 Gewerkschaftsangestell-
ten haben kaum welche einen Migrationshin-
tergrund. In gewerkschaftlich gut organisierten
Großbetrieben gibt es kaum Betriebsräte mit
ImmigrantInnen-Background. Eine große Fir-
ma (etwa im Reinigungsbereich), in der von
tausenden Beschäftigen einer der wenigen  ge-
bürtigen ÖsterreicherInnen (und Männer) in
der Belegschaft der Betriebsratsvorsitzende ist,
ist keine Seltenheit. Auf allen gewerschaftlichen
Ebenen sind MigrantInnen unterrepräsentiert.
Eigene Gewerkschaftsstrukturen für Immigran-
tInnen wären dringend nötig.

Diese würden den ÖGB  nicht schwächen, son-
dern stärken. Der Aufbau einer kämpferischen
und demokratischen Gewerkschaftsopposition
bzw. einer neuen Gewerkschaftsbewegung kann
nur unter aktiver Einbeziehung von Immigrant-
Innen funktionieren.

Die SLP fordert 

Volle soziale und demokratische Rechte für alle
Menschen, die hier leben.  

Abschaffung aller diskriminierenden Gesetze

Gemeinsam leben – G
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von Herbert Wanko, SLP Wien

Etwa 50 Millionen Menschen verlassen nach
Schätzungen jährlich weltweit ihren Heimatort
aufgrund widriger Umweltverhältnisse, über 40
Millionen Menschen befinden sich auf der
Flucht vor Krieg und Vertreibung. Die Hälfte da-
von muss im “eigenen”Land bleiben, weil sie kei-
ne Möglichkeit hat es zu verlassen – sei es weil sie
an der Ausreise gewalttätig gehindert wird oder
die Grenzen der Nachbarländer dicht gemacht
werden und schwer bewacht sind. Sie leben dort
in Flüchtlingslagern unter erbärmlichsten Ver-
hältnissen – haben gerade genug um nicht sofort
zu verhungern oder an Krankheiten zu sterben,
die in den Industriestaaten nicht einmal mehr
wahrgenommen werden.

Die Industriestaaten nennen 
es ein “Migrationsproblem”

Die einzigen, die wirklich ein Migrationspro-

blem haben, sind MigrantInnen selbst. Es be-
ginnt mit den Ursachen für ihre Flucht, führt
über Probleme, die sie bei der Ausreise haben
und ihnen oft das Allerletzte, was sie noch ha-
ben, kostet, hin zu Problemen auf ihrer oft tau-
sende Kilometer langen Reise. Gelingt ihnen
das, so stehen sie – falls sie in Industriestaaten
wollen – vor dem Problem in die reichen Fe-
stungen, die durch meterhohe Stacheldrahtzäu-
ne, massive Militärpräsenz, Radaranlagen und
verstärkte Küstenwache abgeschottet sind, hin-
einzukommen. Konnten sie diese Probleme be-
wältigen, ist es noch lange nicht vorbei. Dürfen
sie um Asyl ansuchen, werden sie erst recht in
Flüchtlingslager gesteckt, stundenlangen diskri-
minierenden Verhören unterzogen, in denen sie
ihre Situation beweisen müssen und oft extrem
lange – währenddessen sie zur Untätigkeit ver-
dammt sind – in Unsicherheit gelassen, ob sie
überhaupt bleiben dürfen. Gehören sie schlus-
sendlich zu den vielleicht 200.000, denen im
Jahr 2005 in Europa und Nordamerika Asyl ge-

währt wurde, werden sie von Politikern aller
couleurs angegriffen und für ihre Machtspiel-
chen verwendet, von ArbeitgeberInnen ausge-
beutet, unterdrückt und gegen andere Men-
schen ausgespielt.

Was sind nun die Ursachen für diese
Probleme, mit denen jährlich 

Millionen Menschen zu kämpfen haben?

Im Grunde genommen sind alle Menschen,
die ihr Land verlassen, weil es nicht mehr le-
benswert ist,“politische”Flüchtlinge.Wie schon
vor tausenden Jahren wirtschaftliche und religi-
öse Eroberungsfeldzüge tausende Menschen
zur Flucht zwangen, setzte sich dies im Laufe der
Jahrhunderte ungebremst fort und nahm im
letzten Jahrhundert extreme Ausmaße an. Kapi-
talistische “Globalisierung” bedeutet eben nicht
nur, dass die Welt “kleiner” wird, sondern auch
die Widersprüche des Systems stärker wirken.
Scheint es für die Wirtschaft als sinnvoll, werden
zig-tausende als Billigst-Arbeitskräfte  aus ande-
ren Ländern importiert. Werden diese Men-
schen aufgrund von technischem Fortschritt
oder weil Produktionen in noch billigere Ent-
wicklungsländer ausgelagert werden, nicht
mehr gebraucht, so werden sie – wenn sie sich
nun hier doch schon heimisch fühlen und Exi-
stenzen aufgebaut haben und das Land nicht
mehr verlassen wollen – zum angeblichen Pro-
blem. Der Teil der MigrantInnen sind auch
Kriegsflüchtlinge, wie z. B. fast 5 Millionen die
vor den westlichen Invasionstruppen aus Af-
ghanistan und dem Irak geflohen sind, oder 2,5
Millionen aus den Bürgerkriegsgebieten in So-
malia und im Sudan, oder ebenso viele aus Ko-

lumbien. In all diese kriegerischen Ausein-
andersetzungen sind die imperialistischen
Großmächte direkt verstrickt, um ihre politi-
sche, wirtschaftliche und militärische Macht
noch mehr auszuweiten. Jedoch gibt es neuer-
dings in zunehmendem Maße auch “ökologi-
sche” Flüchtlinge, die zum Beispiel durch Wald-
rodungen ihres Lebensraumes beraubt werden,
was natürlich aus wirtschaftlichen Gründen
und zwar in riesigem Ausmaß passiert und nicht
weil der kleine Bauer ein bisschen mehr Anbau-
fläche haben möchte. Ebenso zwingen Natur-
katastrophen - für deren Ursachen wiederum
die kapitalistischen Industrienationen verant-
wortlich sind - viele Menschen dazu ihre Hei-
mat zu verlassen. Und aufgrund der globalen
Erwärmung werden in den nächsten Jahrzehn-
ten ganze Inselstaaten von den Landkarten ver-
schwinden.

Es liegt am System

Es ließen sich noch dutzende Gründe aufzäh-
len, die Menschen zwingen in anderen Ländern
Zuflucht zu suchen. Aber allen liegt das un-
menschliche, Mensch und Natur rücksichtslos
ausbeutende kapitalistische Gesellschaftssystem
zugrunde. Wobei nur ein winziger Bruchteil der
Gewinne oder der Kriegskosten ausreichen wür-
de, um allen Menschen dort ein Leben zu ermög-
lichen, wo sie leben wollen - auch dort, von wo sie
in der jetzigen Situation flüchten mussten. Leider
verfolgt das kapitalistische System gerade die
gegenteilige Richtung, kann also nicht bekehrt
werden, sondern muss abgeschafft und durch ei-
ne gerechte, gleichberechtigte sozialistische Ge-
sellschaftsordnung ersetzt werden.

Woher kommt das weltweite “Migrationsproblem”?

T E R M I N

Gemeinsam kämpfen!
Von Phillip Fleischmann, SLP Wien

“In der Türkei würde ich eben meiner Frau sa-
gen müssen, daß sie ein Kopftuch tragen muß.”
(Neue Freie Zeitung, FPÖ-Organ, 22.6.06)
Diese Aussage des Innsbrucker FPÖ-Gemein-
derats Richard Heis zeigt deutlich, was hinter
der freiheitlichen Propaganda á la “Freie Frau-
en statt Kopftuchzwang” steht: Reaktionäres
Gedankengut, gepaart mit Populismus.

Der Islam ist für FPÖ und BZÖ zum Feind-
bild Nummer eins geworden – Heis hat eine
Kampagne für ein Kopftuchverbot in Inns-
brucker öffentlichen Gebäuden gestartet und
warnt vor “islamischen Parallelgesellschaften”.
Und er zitiert eine Soziologin, die “eindeutig
festgehalten [hat], daß das Kopftuch für sie ei-
ne Körperverletzung ist”. Diese “Körperverlet-
zung” würde er aber, wäre er in der Türkei, be-
reitwillig an seiner Frau begehen, obwohl er so-
gar selbst anspricht, dass das gerade dort in al-
len Schulen und öffentlichen Gebäuden verbo-
ten ist.

Das ist nur scheinbar widersprüchlich. Bereits
seit längerem fährt die extreme Rechte eine Art
Apartheid-Logik (angebliche Gleichberechti-
gung der Völker, aber strenge Abgrenzung nach
“Rasse”, oder Kultur), z.B. vom BZÖ als “Euro-
pa der Vaterländer” bezeichnet. Offensichtlich
ist die reaktionäre Ideologie, die momentan in
Teilen der islamischen Welt an Boden gewinnt,
der österreichischen Rechten gar nicht unrecht.
Der Anti-Islamismus, der im Gefolge des US-
Amerikanischen Krieg gegen den Terror auch
in Österreich breiter wurde, ist ein Vehikel, um
die Idee des “ethnisch reinen” rüberzubringen.
Innenministerin Lise Prokop behauptete auf
Grundlage einer für ihr Ministerium verfassten
Studie, das 45% der in Österreich lebenden
Moslems konservativ bis religiös eingestellt

sind und deutet das, dass diese “integrationsun-
willig” sind. Das wirft ein zumindest eigenarti-
ges Licht auf ihre eigene, konservative Partei.

Unser Standpunkt

JedeR ernsthafte MarxistIn lehnt Religionen
ab. Gleichzeitig sind SozialistInnen diejenigen,
die entschieden ablehnen, religiöse Vorurteile
gegen Menschen eines anderen Glaubens bzw.
Nicht-Glaubens einzusetzen. Genauso wie wir
gegen Diskriminierung aufgrund einer Reli-
gionszugehörigkeit sind, kämpfen wir gegen
Unterdrückung auf der Grundlage von Ge-
schlecht, Hautfarbe und sexueller Orientie-
rung. Gerade in diesen Punkten befindet man
sich mit den verschiedenen religiösen Hardli-
nern in offenem Kampf, natürlich auch den is-
lamischen. Gleichzeitig muss die ArbeiterIn-
nen-Bewegung und im speziellen die sozialisti-
sche, offen auf religiös geprägte ArbeiterInnen
zugehen.

Die ArbeiterInnenbewegung, und vor allem
die Gewerkschaften, sind gefordert, Kämpfe
von ArbeitnehmerInnen, egal welcher Her-
kunft oder Konfession, zur Verbesserung der
sozialen Lage zu führen und so die Basis für ei-
ne gemeinsame Identifikation zu legen.

Die gegenwärtige Diskussion über “Integra-
tion”, in der von fast allen Seiten Migration als
“Privileg” dargestellt wird, für das “Verantwor-
tung der ZuwanderInnen” eingefordert wird,
die sich den “österreichischen Interessen”
unterzuordnen hätten (sämtliche Zitate 10-
Punkte-Programm der SPÖ) und das Fehlen
einer Kraft, die klarmacht, dass eben diese Ka-
pitalinteressen unfreiwillige Migration zu mie-
sen Bedingungen erzwingen und die Arbeiter-
Innen für ihre Rechte mobilisiert, begünstigen
die weitere Verbreitung der reaktionären Ideen.

Feindbild Islam – unintegrierbar?

Mittwoch, 02.08.'06, 19:00

Gemeinsam leben – Gemeinsam kämpfen!

SLP-Sommerortsgruppe 
“Amerlinghaus”, Wien 7.; Stiftg. 8

In Frankreich gelang es, eine große Solidaritätsbewegung mit jenen aufzubauen, die abgescho-
ben werden sollten. Eltern, LehrerInnen und SchülerInnen verteidigten gemeinsam Klassenka-
meradInnen und deren Eltern. Dieser Bewegung ist es gelungen, Abschiebungen zu verhindern
und in einem Fall sogar eine Abschiebung rückgängig zu machen.

Mit letzter Kraft rettet sich ein Flüchtling an den Strand
von Fuerteventura. Im Hintergrund: Touristinnen.
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ist die Zeitung für 
Widerstand, Solidarität und Sozialismus.

ist parteiisch: Immer für
ArbeitnehmerInnen, Frauen und Jugendliche.

ist unabhängig vom großen Geld,
aber abhängig von seinen UnterstützerInnen.

Abonnement bestellen:
Tel.: 01/524 63 10

oder EUR 18,00* an PSK 8812.733 überweisen.
Namen, Anschrift und Kennwort “Abo” nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne eigenem Einkommen EUR 10,00
Alle Preise für 10 Ausgaben inkl. Porto und Versand

Die SLP-Treffpunkte
LINZ

jeweils Montag, 17.30 Uhr,
“Alte Welt”, Linz, Hauptplatz 4

SALZBURG
jeweils Donnerstag, 18.00 Uhr,
“Shakespeare”, Salzburg,
Hubert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz) 

WIEN
während der Sommermonate Juli und August findet in Wien

die “Sommer-Ortsgruppe” statt.

jeden Mittwoch um 19 Uhr
Amerlinghaus, 7., Stiftgasse 8
(U2, U3 Volkstheater, 48A, 49)

SWI-Treffpunkt in Wien
Termine auf Anfrage unter 01-524 63 10 bzw. auf

www.swi.at.tf
Amerlinghaus, 7., Stiftgasse 8
(U2, U3 Volkstheater, 48A, 49)

S L P  I N  E I G E N E R  S A C H E

“No to Bush&Co” 
SLP setzt besondere Zeichen

Sven Hilberth, Betriebsrat
“Orange 94.0”, Präsidium  BFG
Multimedia der GPF, SLP Wien

“Der ORF hat zwei brennen-
de Probleme: das Niveau des
Programms sinkt und der po-
litische Druck steigt. Beides
schadet dem ORF sehr. Daher
muss der ORF daran erinnert
werden, dass nur die Erfüllung
des öffentlich-rechtlichen Auf-
trags die Gebühren rechtfer-
tigt, und die Regierung muss
daran erinnert werden, dass
ihr der ORF nicht gehört.” Mit
diesen Worten beginnt der
Aufruf von SOS-ORF, den
immerhin über 60.000 Perso-
nen inzwischen unterschrie-
ben haben.

Das Rad der Geschichte
zurückdrehen?

Man tut hier so, als wäre in
dieser Zeit ein unabhängiger,
kritischer Journalismus zu
100% beim ORF möglich ge-
wesen. Aber der ORF ist wirt-
schaftlich und politisch in die-
ses System eingebunden. Frei-
lich, man merkt sowohl eine
andere politische Einflussnah-
me, als auch eine extreme Ver-
schlechterung der Arbeitsbe-
dingungen dort. Doch wie
schauen diese Rahmenbedin-
gungen, und auch diese Ver-
schlechterungen im Detail aus?
Immer schon war der ORF ein
Interventionsfeld verschiede-
ner Interessensvertretungen
und Parteien. Diese Situation
hat sich in den letzten Jahren
offensichtlich so weit Richtung
ÖVP und zuungunsten der
meisten Beschäftigten ver-
schoben, dass es inzwischen
schon jedem auffällt. Die “Ge-
neraldirektorin von Bundes-
kanzler Schüssels Gnaden”
Monika Lindner hat nach ihrer
Ernennung 2002 verschiedene
wichtige redaktionelle Positio-
nen neu besetzt. “Zunehmen-

der Druck im Unternehmen
und politische Zensur sind für
die meisten ORF-Mitarbeiter-
Innen unerträglich geworden.
Schuld daran ist auch die Pak-
kelei des ORF-Zentralbe-
triebsrates rund um den Vor-
sitzenden Fiedler, die diese Po-
litik erst ermöglicht hat”, so Dr.
Georg Tidl, der geschäftsfüh-
rende Vorsitzende der Bundes-
fachgruppe Multimedia und
Informationsdienstleistungen”
in der Kommunikationsge-
werkschaft GPF. Beim ORF-
Fernsehen ist mittlerweile kei-
ner und keine der Kameraleu-
te mehr angestellt, es wurde ei-
ne ganze Berufsgruppe auf
prekäre Arbeitsbedingungen
umgestellt oder ausgegliedert.
Ähnlich schaut es in anderen
Bereichen aus. Und da gliedert
sich der ORF genau in die ge-
nerelle Verschlechterung von
Arbeitsbedingungen in dieser
Zeit ein. Was tut der Betriebs-
rat dagegen, aber wo bleiben
auch die Gewerkschaften? All
diese konkreten Fragen klam-
mert die Unterschriftenaktion
aber eigentlich aus.

Einige grundsätzliche
Überlegungen 

In der Publizistik- und Kom-

munikationswissenschaft wird
immer wieder diskutiert, in-
wieweit die Medien als 4. Ge-
walt im Staat zu bezeichnen
sind. Doch so wie die Gewal-
tenteilung zwischen Parla-
ment, Exekutive und den Ge-
richten in der Realität nur ein
theoretisches Modell darstellt,
ist auch die Idee “unabhängi-
ger” Medien eine blanke Illu-
sion. Praktisch alle Printme-
dien (Zeitungen, Zeitschrif-
ten), aber auch die privaten
Radios und Fernsehanstalten,
sind alleine auf Werbung ange-
wiesen. Werbung ist sicher vor
allem zielgruppenorientiert –
aber nicht nur: Wenn Medien
unliebsam berichten, hat dies
natürlich auch einen Einfluss
auf die Vergabe der Werbung.
Somit kann im Endeffekt über
den Fortbestand des Mediums
entschieden werden, wenn das
Unternehmen nicht, wie in
vielen Fällen, eh direkt am Me-
dium in Form von Eigentums-
Anteilen beteiligt ist. Der ORF
agiert in und auf diesem Markt
– das ist das eigentliche Pro-
blem. Er schielt auf Werbeauf-
träge und (deshalb) auf Quo-
tenheuler. Die Initiative SOS
ORF kritisiert diesen Umstand
überhaupt nicht, selbst ein
grundsätzliches Bekenntnis

zum öffentlich-rechtlichen
Rundfunk fehlt. Auch die For-
derungen zur inneren Struk-
turreform haben mit einer De-
mokratisierung des ORF
nichts zu tun: Wer bestimmt
wer im “unabhängigen und
kompetenten Aufsichtsrat”
sitzt, wer entscheidet nach ei-
nem “öffentlichen Hearing”
über die Besetzung der Gene-
raldirektion? Wollen wir wirk-
lich eine “Unabhängigkeit” des
ORF wie sie Krone, Standard
und Presse täglich vorgaukeln
oder eine echte Vertretung von
ArbeitnehmerInnen, Frauen,
Jugendlichen, und MigrantIn-
nen - Gruppen, die sich in den
Gremien, aber auch in der Be-
richterstattung des ORF zur
Zeit kaum wiederfinden.

Medien mit (Klassen)-
Standpunkt nötig 

Neben der Frage des ORF
drückt sich am Mediensektor
auch eine politische Schwäche
der ArbeiterInnenbewegung
aus. Die Gewerkschaften ver-
fügen z.B. mit der “Solidarität”
und dem Sender ATV Plus
zwar theoretisch über wichtige
Instrumente  auch
politisch/ideologisch “Gegen-
macht” in der Gesellschaft auf-
zubauen. Doch was bringt
ATV Plus: Hetze gegen Streik-
ende und “Bauer sucht Frau”.
Die Zeitung “Vorwärts” ist
demgegenüber die einzige so-
zialistische Monatszeitung in
Österreich, die zudem bewusst
ohne Inserate (!) und damit
unabhängig von Banken und
Konzernen herausgegeben
wird. Seit 1983 bemühen wir
uns in diesem Sinne um einen
klar “abhängigen” Standpunkt:
Abhängig von den Interessen
der ArbeiterInnen und Ju-
gendlichen in Österreich und
auf internationaler Ebene.

SOS-ORF: Initiative 
ohne Alternative

www.slp.at

Die Website der Sozialistischen
LinksPartei – seit Mai 2005 in 
neuem Gewand, mit mehr und 

aktuellerem Inhalt. Jetzt besuchen!

V E R A N S T A L T U N G

Am 21. Juni war Georg W.
Bush in Wien - und nicht nur
das Wetter hat ihm einen hei-
ßen Empfang bereitet. In der
Früh beteiligten sich rund
2000 SchülerInnen an einem
Schulstreik, am Nachmittag
kamen über 20.000 Menschen
zu einer beeindruckenden
Grossdemonstration. Wir wa-
ren schon Wochen vorher ak-
tiv. Gemeinsam mit SWI orga-
nisierten wie den Aufbau von
Schulkomitees und Kundge-
bungen vor diversen Wiener
Schulen. Ebenso diskutierten
Fragen wie "ArbeiterInnenbe-
wegung in den USA", "Naher
Osten" und "Iran". Unser Mot-
to "No to Bush&Co" hat die
Besonderheit unserer Kam-
pagne aufgezeigt. Wir sind
nicht gegen "die Amis" und wir
glauben nicht, dass Bush die
Ursache allen Übels ist. Er ist
Respräsentant eines Systems,

unter dem irakische, österrei-
chische und us-amerikanische
Jugendliche und ArbeiterIn-
nen leiden.

Der Feind unseres Feindes
ist NICHT unser Freund

Im Vorfeld der Demonstra-
tion wurde viel - v.a. auch in
den Bündnissen für die Demo
- diskutiert. Wir haben uns für
RednerInnen eingesetzt, die
die Interessen von ArbeiterIn-
nen, Arbeitslosen, Frauen und
Jugendlichen vertreten. Z.B für
GewerkschafterInnen und
Anti-KriegsaktivistInnen aus
den USA. Wir sind für Vertre-
terInnen aus z.B. dem Irak,
sind aber nicht der Ansicht, das
islamische FundamentalistIn-
nen oder irakische Bürgerliche
für eine Politik stehen, die zum
Truppenabzug der USA führt
und eine friedliche und demo-

kratische Zukunft für die Men-
schen im Irak bringt. Unsere
Blöcke auf den Demonstratio-
nen waren daher auch interna-
tionalistisch - es gab Grussbot-
schaften von Antikriegs-Akti-
vistInnen aus Britannien und
den USA und Tafeln und Sprü-
che in mehreren Sprachen. In
der Früh kamen SchülerInnen
aus rund 10 Wiener Schulen
mit uns zum Schulstreik, am
Nachmittag waren auch viele
Berufstätige und Ältere im
Block.

Powerlearning Marxismus

Theorie und Praxis sollen ei-
nen Einheit bilden - deshalb
haben wir uns auf den Bush-
Besuch auch inhaltlich vorbe-
reitet. Im Sommer gibt es mit
"Powerlearning Marxismus"
die Möglichkeit, sich in Wien
an kurzen Diskussionsgrup-

pen zu beteiligen, bei denen
marxistische Grundlagen er-
klärt und diskutiert werden.
Beginnend mit dem ABC der
Dialektik geht es von "Wie
funktioniert Kapitalismus"
über marxistische Staatstheo-
rie zur Analyse von Faschismus
und Frauenunterdrückung.
Mitmachen kann jedeR,
der/die sich anmeldet und die
jeweiligen Texte liest. Informa-
tionen und Anmeldung unter
www.slp.at

Unabhängige Medien braucht das Land
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Mittwoch, 26.07.'06, 19:00

Wenn Wahlen etwas ändern würden, wären sie verboten: 
MarxistInnen und Wahlen

SLP-Sommerortsgruppe “Amerlinghaus”, Wien 7.; Stiftg. 8

Unterstützen Sie den SLP-Wahlkampf: 
Unterstützen Sie uns mit einer Unterstützungserklärung auf ih-

rem Bezirksamt, mit einer Spende (PSK 8812.733) und Ihrer ak-
tiven Mitarbeit.

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,– pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein “All-Inclusive-Abo”
eben.                PPSSKK  88881122..773333

S P E N D E N



von Wolfgang Fischer,
SLP Wien

Das iranische Mullah-Regi-
me beharrt auf der Fortset-
zung ihres nuklearen For-
schungsprogramms, dessen
Ziel letztendlich auch die Ent-
wicklung von waffenfähigem
Plutonium sein könnte. Bush
& Co., selbst eifrige Verkäufer
von Nukleartechnologien,
auch an potentielle Konflikt-
partner wie Indien und Paki-
stan, fürchten einen weiteren
Verlust der geopolitischen
Einflusssphäre im Nahen
Osten. Offene militärische
Verbalattacken seitens der
USA werden vom iranischen
Regime mit ökonomischen
Drohungen beantwortet, die
internationalen Ölmärkte
reagieren nervös. Derzeit be-
wegt sich der Ölpreis um die
70 Dollar je Barrel und liegt
damit 30% über dem Vorjah-
resniveau.

Imperialismus gespalten

Die sechs Mitglieder des
mittlerweile aktivierten UN-
Sicherheitsrates sind in der
Frage weiterer Schritte unei-
nig. Die Bandbreite an mög-
lichen Maßnahmen gegen den
Iran reicht von diplomati-
schen Verhandlungen über

Sanktionen bis hin zu militä-
rischen Schritten. Während
Russland und China vor einer
weiteren Eskalation warnen,
setzen Frankreich, Deutsch-
land (und die EU) auf die An-
drohung ausgedehnter Sank-
tionen bei gleichzeitigem An-
gebot wirtschaftlicher Unter-
stützung im Falle eines  Ein-
lenkens des Iran. Sanktionen,
die natürlich nur die Lebens-
situation der ArbeiterInnen
und BäuerInnen verschlech-
tern und dem Fundamenta-

lismus der Mullahs und Hard-
liner Vorschub geben würde.

Unterschiedliche 
Interessen

Diese scheinbare Uneinig-
keit reflektiert die zunehmen-
de geopolitische Konkurrenz
zwischen den Machtblöcken,
sowie den gestiegenen Ein-
fluss des Iran in der Region.
Mitte Juni hat Irans Präsident
Ahmadinejad am Gipfeltref-
fen der  Shangai Cooperation

Organization (SCO) teilge-
nommen, bei der es auch um
eine enge Zusammenarbeit
zwischen Russland, China
und Iran beim Erdgas- und
Erdölhandel ging. Auch der
Vorschlag des Mullah-Regi-
mes zur Einrichtung einer ei-
genen Ölhandels-Börse mit
Euro-Verrechnung ist ein Af-
front für den US-Kapita-
lismus und würde dessen an-
geknackste ökonomische Vor-
machtstellung weiter aushöh-
len. Zweifellos existieren Plä-

ne des Bush-Regime für mili-
tärische Luftschläge gegen
Irans Nuklearanlagen. Eine
Bodenoffensive der US-Trup-
pen ist jedoch derzeit auszu-
schließen, das im Irak hervor-
gerufene Chaos gerät zuneh-
mend außer Kontrolle, die
Weltmacht ist an ihren militä-
rischen Grenzen.

Kapitalismus bietet 
keine Lösungen

Dieser schwelende Konflikt
birgt das Potential, einen Flä-
chenbrand im gesamten Na-
hen Osten auszulösen. Leid-
tragende sind aber schon heu-
te vor allem ArbeiterInnen
dieser Region, aber auch in
der “westlichen” Welt. Denn
wenn es darum geht, Ver-
schlechterungen umzusetzen,
streikende ArbeiterInnen zu
bedrohen oder demokratische
Grundrechte abzubauen, sind
Bush, Ahmadinejad und
Schüssel auf einer Linie. Nicht
nukleare Aufrüstung oder
UNO-Maßnahmen, sondern
nur der Wiederaufbau unab-
hängiger ArbeiterInnenorga-
nisationen und der Kampf für
eine sozialistische Gesell-
schaftveränderung sind geeig-
nete Mittel, erste Schritte zur
Lösung des Konflikts zu set-
zen.
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Protest gegen 
neues Gesetz

AAuussttrraalliieenn John Howards rechte
Regierung plant ein Gesetz für
“Industrielle Beziehungen”.
Durch die Industrial Relations
(IR) Laws sollen Überstunden-
zahlungen, Urlaubsgelder, Zu-
lagen usw. gestrichen werden.
Am 28. Juni demonstrierten
300.000 Menschen, allein die
Hälfte in Melbourne, gegen die
geplante “Reform”, darunter
auch Mitglieder der Socialist
Party (CWI). Wir verkauften
Anti-IR Buttons sowie unsere
Zeitung. Dass die Proteste klei-
ner waren als im November
vergangenes Jahr liegt wohl
daran, dass viele vom Kurs der
Gewerkschaftsführung desillu-
sioniert sind und fragen sich:
“Werden Proteste allein ausrei-
chen, um das Gesetz zu Fall zu
bringen?” Außerdem sehen
viele die Anbindung an die Au-
stralische Labor Party (ALP)
kritisch, da diese selber auf
Bundesebene ähnliche Politik
gemacht haben wie Howard
und in vielen Bundesstaaten
immer noch machen. Gleich-
zeitig wächst die Unterstüt-
zung für eine grundsätzliche
linke Opposition. Um das Ge-
setz zu Fall zu bringen schlagen
unsere GenossInnen Arbeits-
kämpfe, sowie gemeinsame
Aktionen aller ArbeiterInnen
und der Gemeinden vor.

Besetzungen 
von Hochschulen 

gehen weiter

GGrriieecchheennllaanndd Ende Juni: Sieben
Wochen nach dem Aufstand
der StudentInnen, der in der
ersten Maiwoche begann, sind
weiterhin 415 der 456 griechi-
schen Hochschulen besetzt.
Wie ein Donnerschlag aus hei-
terem Himmel fing die Mas-
senbewegung der Studieren-
den an. Die Regierung hatte so
etwas absolut nicht erwartet
und war daher mehr als über-
rascht von dem Ausmaß der
Proteste. Doch viel wichtiger
als dies, hat die neue Studi-Be-
wegung auch die ArbeiterIn-
nenbewegung aufgerüttelt und
Solidaritätsstreiks hervorgeru-
fen. Für Donnerstag, den 22.
Juni, hatte die Gewerkschaft
der öffentlich Beschäftigten
(ADEDY) zu einem 24-stündi-
gen Streik aufgerufen, um die
Studierenden zu unterstützen.
Sie forderte dazu auf, an die-
sem Tag an der stattfindenden
Studi-Demo teilzunehmen.
Ebenfalls für den 22. Juni orga-
nisierte die Gewerkschaft
GSEE, in der Beschäftigte des
privaten und öffentlichen Ver-
sorgungssektors organisiert
sind, eine 3-stündige Arbeits-
niederlegung in Solidarität mit
den kämpfenden StudentIn-
nen.

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

von Laura Rafetseder,
SLP Wien 

Am 17.9.2006 hat Berlin die
Chance auf eine echte linke
Opposition – die WASG. Die
Wahlalternative für Arbeit
und soziale Gerechtigkeit ist
2005 aus der Bewegung gegen
die Agenda 2010 und die
Hartz IV Reformen der rot-
grünen Regierung entstan-
den. Sie war damals Hoff-
nungsträger für all jene die
sich von den existierenden
Parteien, inklusive der in Ber-
lin und anderen Bundeslän-
dern mitregierenden PDS,
nicht mehr vertreten fühlten.
Die PDS war unter anderem
in der Hauptstadt aus dem
Flächentarifvertrag (ent-
spricht den Kollektivverträ-
gen in Österreich) ausgestie-
gen und argumentiert Kür-
zungen wie jene bei den Löh-
nen der Bediensteten der Ber-
liner Charité Klinik damit,
dass ja nicht mehr Geld da sei.

Nicht in 
der Sparlüge gefangen

Das Vermögen der 100 reich-
sten Familien und Privatper-
sonen in Deutschland liegt bei
330 Milliarden Euro  – das ist
ein Viertel der Gesamt-Staats-
verschuldung. Die Sparlüge
dient der PDS auch dazu, zu
vertuschen, dass sie nur kei-
nen Widerstand gegen die
Budgetpolitik des Bundes or-

ganisieren will und wird. Ge-
nau dafür, für Widerstand auf
der Straße gegen die Sparpoli-
tik – sowohl von schwarz-
”rot” auf Bundesebene als
auch der Berliner SPD/PDS
Stadtregierung – steht im
Gegensatz dazu die Berliner
WASG. Weil sie gegen die PDS
in Berlin antreten wollte, hat-
te die WASG Bundesführung
versucht zwei Landesverbän-
de, darunter auch den Berli-
ner Landesverband, aufzulö-
sen – da sie dadurch den Fu-
sionsprozess der WASG mit
der PDS und damit die “Ein-
heit der Linken” bedroht sah.
Dieser Plan ist nun gründlich
in die Hose gegangen. Die
WASG Berlin hatte bereits am
Tag darauf einen Landespar-
teitag abgehalten, bei dem das
eigenständige Antreten be-
kräftigt wurde. Sie musste
aber diesen demokratischen
Beschluss letztlich sogar vor
einem bürgerlichen Gericht
durchsetzen.

Spitzenkandidatin klagt
etablierte Politik an 

“Sollen sie doch in ihrem ei-
genen Saft schmoren”, hatte
Klaus Ernst, Bundesvor-
stands-Mitglied der WASG
nach der Landgerichts-Ent-
scheidung zugunsten des Ber-
liner Landesverbandes ver-
kündet. Gemeint ist damit,
dass die WASG-Bundesspitze
den eigenen Landesverband –

die WASG Berlin – boykottie-
ren wird und eine andere Par-
tei, die PDS/Linkspartei und
ihre Kürzungspolitik, gegen
diese unterstützt. Die von der
WASG Führung gewünschte
“Linke Einheit” ist aber eine
Milchmädchenrechnung: 1
WASG +1 PDS = Erfolg bei
Wahlen. Im Fall des eigen-
ständigen Antretens der Berli-
ner WASG kann die Rechnung
aber ganz anders aussehen: 1
kämpferische Berliner WASG
gegen 1 sozialabbauende PDS
= 5% für die Berliner WASG
(aktuelle Umfragen) und eine
PDS die von den WählerInnen
für ihre Politik abgestraft
wird. Entscheidend ist näm-

lich wofür “Links” steht. Im
Juni nahmen 15000  an einer
Demonstration gegen die so
genannten Reformen der
Bundesregierung teil  – und
WASG-Spitzenkandidatin
und Mitglied unserer deut-
schen Schwesterorganisation
(SAV) Lucy Redler klagte bei
der TV-Talkshow “Sabine
Christiansen” vor 3,8 Millio-
nen Fernsehzuschauern die
Politik der etablierten Par-
teien nicht nur an, sondern
rief zu dieser Demo mehrfach
auf. Der Info-Stand der
WASG Berlin war auf der De-
mo selbst umlagert und stieß
auf größtes Interesse. Redler
selbst ist nicht nur permanent

in den deutschen Medien –
vor allem kommen immer
wieder wildfremde Menschen
auf sie zu und wünschen ihr
viel Glück. Dies ist auch Aus-
druck der Anerkennung und
Verankerung, die die Berliner
WASG unter Gewerkschafts-
aktivisten und sozialen Bewe-
gungen hat. Auf der Landesli-
ste finden sich aktive Gewerk-
schafterInnen wie der verdi-
Betriebsgruppenvorsitzende
an der Charité, Carsten Bec-
ker, die GEW-Aktivistin Rena-
te Herranen und die S-Bahn-
Betriebsrätin Kerstin Fürst
neben dem stadtbekannten
Antifaschisten Michael Kro-
nawitter, profilierten Berliner
Linken wie Michael Prütz und
Sebastian Gerhardt und dem
Aktivisten des Bürgerbünd-
nisses gegen Privatisierung,
Hermann Werle.

Nähere Infos auf:
http://waehlt-wasg.de,
http://www.sozialismus.info
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Wie entsteht eine neue Arbei-
terInnenpartei - am Beispiel

Deutschland/Berlin 

SLP-Sommerortsgruppe
“Amerlinghaus”, Wien 7.; Stiftg. 8

Berliner Mut gegen faule Kompromisse 

Regionale Machtansprüche des iranischen Mullah-Regimes  – Bush & Co auf Konfrontationskurs

Endlich eine Partei die für die Interessen der ArbeitnehmerInnen kämpft!

USA : IRAN
Ein weiteres “Match” im Nahen Osten?

T E R M I N

Lucy Redler

Foto von Max Strohmeier



von Franz Breier jun.,
SLP Wien 

Schon am 18. März konnten
über 100 Nazis in Ried, unbe-
helligt von der Polizei, die seit
langem größte Nazi-Demo in
Österreich abhalten und ag-
gressiven Rassismus verbrei-
ten. Hinter der Mobilisierung
stand ein Bündnis aus dem
bekannten Welser Rechtsex-
tremen Reinthaler und dem
“Bund freier Jugend” (BFJ).
Der 27. Mai sollte die An-
knüpfung an die große De-
monstration im März werden.
Die Rechtsextremen sehen in
Ried besonders gute Chancen,
da dort aufgrund des Drucks
von RassistInnen ein Badetag
für moslemische Frauen im
örtlichen Hallenbad verun-
möglicht wurde und das FPÖ-
”Volksbegehren” das bundes-
weit beste Ergebnis erzielte.

Polizei beschlagnahmt
Transparent 

gegen rechte Gewalt

Aufgrund des Drucks von
AntifaschistInnen aus ver-
schiedenen Organisationen
kam es dieses Mal zum be-
hördlichen Verbot der Nazi-
Kundgebung. So weit, so gut.
Doch auch die von der SLP
angemeldete antifaschistische
Kundgebung wurde untersagt
und damit der Nazi-Aktion
gleichgesetzt. Wir ließen uns
davon jedoch nicht abhalten:
Am 27. Mai kamen wir um 9
Uhr aus Linz und Wien zum
Stelzhammerplatz und be-

gannen gemeinsam mit Rie-
der und Welser Antifaschi-
stInnen, die Bevölkerung über
die BFJ-Gefahr zu informie-
ren. Als die Nazis auftauchten
und wir gegen sie auftraten
(was umso wichtiger war, da
die Polizei genau NICHTS
tat), ging die Polizei gegen uns
vor. Wir konnten die Nazis
einmal erfolgreich vom Platz
zurückdrängen. In Folge wur-
den wir von der Polizei daran
gehindert und praktisch ein-
gekesselt. Die Nazis mar-
schierten – unbehindert von
der Polizei – in Uniform ähn-
licher Montur in Trupps zu je
10–15 Personen herum und
trugen ein Transparent. Auf-
forderungen von SLP-Vertre-
terInnen, dagegen einzu-
schreiten, wurden zurückge-
wiesen. Plötzlich eskalierte die
Polizei die Situation. Mit dem
Rücken den Nazis zugewandt
(!) rissen sie uns gewaltsam
das Transparent “Kein Fuß-
breit den Faschisten” weg. In-
folgedessen verhaftete die Po-
lizei Gerhard Ziegler, einen
SLP-Aktivisten aus Linz, der
das Transparent hielt. Jedoch
zeigte sich selbst in diesen Si-
tuationen etwas Positives:
Während der faschistische
Mob in seinem Auftreten iso-
liert von den anwesenden Rie-
derInnen wirkte, erklärte sich
eine Reihe von PassantInnen
mit der SLP solidarisch. Wir
AntifaschistInnen hatten zu-
mindest sichergestellt, dass an
diesem Tag nur antifaschisti-
sche Flugblätter verteilt wer-
den konnten.

Skandalöse 
Gleichsetzung

Schon vor einigen Monaten
attackierte, der Chef der
Staatspolizei, Mag. Tischlin-
ger in einer Lokalzeitung anti-
faschistische Aktivitäten und
stellte die SLP mit der Gefahr
des Rechtsextremismus
gleich. Offensichtlich nahm er
uns übel, dass wir ihn aus sei-
ner passiven Haltung gegenü-
ber den Nazis gedrängt hatten.
Diese Gleichsetzung der SLP
mit dem rechtsextremen BFJ
ist in doppelter Hinsicht ein
Skandal. Historisch gesehen
waren es vorwiegend Kom-
munistInnen und linke Sozia-
listInnen, die aktiv gegen den
Faschismus gekämpft haben
und umgekommen sind. Und
auch heute sind es Organisa-
tionen wie die SLP, die konse-
quent der rechtsextremen Ge-
fahr entgegentreten.

Wie gegen Rechts kämpfen

Wir haben auch auf juristi-
scher Ebene Schritte eingelei-
tet. Doch viel entscheidender
ist, welche Lehren Antifaschi-
stInnen aus den Ereignissen
ziehen. Unserer Meinung
nach muss es folgende Punkte
beinhalten:
1. Antifaschistische Mobili-

sierungen müssen, um Si-
cherheit gewährleisten zu
können, eine bestimmte
Größe und vor allem Öf-
fentlichkeit erreichen. Da-
zu ist eine erhöhte Ver-
bindlichkeit und Zuverläs-

sigkeit ALLER beteiligten
Gruppen und Organisa-
tionen notwendig. Wären
wir vor Ort 50 oder mehr
gewesen und nicht nur
knappe 20, dann hätte die
Polizei nicht so leicht die
Nazis “ignorieren” bzw.
uns angreifen können.

2. Kein Vertrauen in staatli-
che Organe, Verwaltung
und Exekutive. Wir wer-
den auch in Zukunft Ver-
handlungen mit Behörden
und Polizei veröffent-
lichen. Einigungen über
konkrete Abläufe (Demo-
Routen etc.) sind weiter-
hin keineswegs ausge-
schlossen. Doch verlassen
wird man sich darauf nur
können, wenn die antifa-
schistische Bewegung ent-
sprechende Stärke vor Ort
vorweisen kann.

3. Keine Hoffnung auf kon-
krete antifaschistische Ak-
tivitäten seitens der eta-
blierten Parteien. Wir kön-
nen uns nur auf eine Be-
wegung verlassen, die wir
selbst aufbauen und ge-
meinsam gestalten!

4. Ein dauerhaftes Zurük-

kdrängen rechtsextremer
Umtriebe geht selbst über
erfolgreiche Kundgebun-
gen hinaus: wir müssen ei-
ne Alternative zu Armut
und Arbeitslosigkeit ent-
wickeln. Deshalb ist ernst-
hafter Antifaschismus oh-
ne ein Programm gegen
Sozialabbau und kapitali-
stische Ausbeutung un-
möglich.

Werde aktiv mit uns 
gegen rechtsextreme 

Gewalt! 

Abonniert unseren Newslet-
ter, kommt in unsere Gruppen
und werdet Teil der Kampag-
ne “BFJ stoppen – Gemeinsam
gegen rechte Gewalt”! 
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Wofür wir stehen
Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.
Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.
Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.
Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!
Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen
Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle
Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.
Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.
Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.
Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 
SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.
Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.
Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.
Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.
Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

Mehr
Programm!

T E R M I N

70 Jahre spanischer Bürgerkrieg

Diverese Texte, Zeittafel und Klassiker
zum Thema. Die Broschüre erscheint
im Laufe des Sommers. Nähere Infos
und Bestellmöglichkeit auf
www.slp.at.

Neue Broschüre!


